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Neue Auflage 

 
Andreas Janko 

Staats- und Verwaltungsorganisation 
 
Das in 2. Auflage neu erschienene Studienbuch „Staats- und Verwaltungsorganisation“ von Univ.-Prof. Dr. Andreas Janko 
vermittelt in einer strukturierten und auf das Wesentliche konzentrierten Form ein grundlegendes Verständnis der Staats- und 
Verwaltungsorganisation. Es behandelt damit zentrale Themen sowohl aus dem Fach „Verfassungsrecht“ als auch aus dem 
Fach „Verwaltungsrecht“.  

 
ISBN 978-3-902883-45-2, 2. Auflage, XI und 151 Seiten, Harteinband, 30 EUR // Nähere Infos finden Sie hier. 

 
 

I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 136/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950, das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten und das 
Sanitätergesetz geändert werden (Ausweitung des Personals, das zur Bekämpfung der Ausbreitung des Erregers SARS-
CoV-2 Abstriche durchführen kann; Ermächtigung von Berufsangehörigen jener Gesundheitsberufe, die nicht ohnedies auf 
Grund ihres Berufsrechts bzw ihrer Tätigkeitsberechtigung über eine entsprechende Befugnis verfügen, zur Abstrichnahme 
aus Nase und Rachen nach ärztlicher Anordnung, Aufsicht und Schulung) 

 

BGBl I 137/2020 

Bundesgesetz über die Neuen Kreditvereinbarungen mit dem Internationalen Währungsfonds (Verdoppelung der poten-
ziell über NAB [New Arrangements to Borrow] bereitgestellten Mittel; Steigerung des möglichen Beitrags Österreichs zu den 
NAB, der im Bedarfsfall von Seiten der Oesterreichischen Nationalbank [OeNB] geleistet wird; Sicherstellung der Effektivität 
des globalen Finanzstabilisierungsnetzes, in dessen Zentrum der IWF steht, was vor dem Hintergrund der COVID-19-Krise 
besondere Bedeutung gewinnt) 

 

BGBl I 138/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-
19 (COVID-19-Maßnahmengesetz) geändert wird (Erforderlichkeit der Überprüfung von Auflagen und Voraussetzungen in 
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Betriebsstätten, Verkehrsmitteln und an bestimmten Orten; Normierung einer ausdrücklichen Betretungsbefugnis der Organe 

des öffentlichen Sicherheitsdiensts) 

 

BGBl I 139/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Seilbahngesetz 2003 geändert wird (Verlängerung der Möglichkeit, den Ablauf gewisser Fristen 

mittels VO zu hemmen bis zum 31. Dezember 2021) 

 

BGBl I 140/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Chemikaliengesetz 1996, das Bundeskriminalamt-Gesetz, das Fluorierte Treibhausgase-
Gesetz 2009 und das Biozidproduktegesetz geändert werden (Schutz des Menschen und der Umwelt durch die Schaffung 
flankierender Regelungen für Unionsrechtsakte; Bekämpfung des illegalen Handels und anderer Verstöße gegen die Regulie-
rung fluorierter Treibhausgase, um Beiträge zum österreichischen und unionsweiten Reduktionsplan zu leisten) 

 

BGBl I 141/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017, das Ziviltechnikergesetz 2019 und das Bilanzbuch-
haltungsgesetz 2014 geändert werden (Sicherstellung, dass Wirtschaftstreuhändern, Ziviltechnikern und Bilanzbuchhaltern 
keine Nachteile aufgrund der COVID-19-Pandemie entstehen) 

 

BGBl I 142/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Emissionszertifikategesetz 2011 (EZG-Novelle 2020) geändert wird (nationale Umsetzung der 
EU-Klimaziele für 2030; Reduktion von CO2-Emissionen und anderer Treibhausgase; Bekämpfung des bereits fortgeschritte-
nen Klimawandels) 

 

BGBl I 143/2020 

Bundesgesetz, mit dem das Eisenbahngesetz 1957 und das Unfalluntersuchungsgesetz geändert werden (Umsetzung zur 
Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums; Übertragung der Zuständigkeit für nicht-öffentliche Eisenbah-

nen von der BVB zum LH) 

 

BGBl II 577/2020 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung über 

empfohlene Impfungen geändert wird 

 

BGBl II 580/2020 

Verordnung des Bundesministers für Inneres, mit der die Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz-

Durchführungsverordnung geändert wird 

 

BGBl II 581/2020 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über das Landeverbot für Luft-

fahrzeuge aus dem Vereinigten Königreich 

 

BGBl II 591/2020 

Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend betreffend die finanzielle Obergrenze für die Bedeckung von 

Beihilfen bei Kurzarbeit (COVID-Kurzarbeit-Obergrenzen-VO) 

 

BGBl II 592/2020 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend nähere Bestimmungen über die Durchführung von COVID-19-Tests im niedergelassenen Bereich geändert wird 
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BGBl II 594/2020 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung, mit der die Verordnung des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung zur Bewältigung der COVID-19 Folgen im Schulwesen für das Schuljahr 2020/21 (CO-
VID-19-Schulverordnung 2020/21 – C-SchVO 2020/21) geändert wird 

 

BGBl II 598/2020 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung, mit der 
besondere Schutzmaßnahmen gegen die Verbreitung von COVID-19 getroffen werden (3. COVID-19-
Schutzmaßnahmenverordnung – 3. COVID-19-SchuMaV), geändert wird und die Verordnung, mit der besondere Schutz-
maßnahmen zur Verhinderung einer Notsituation auf Grund von COVID-19 getroffen werden (2. COVID-19-
Notmaßnahmenverordnung – 2. COVID-19-NotMV), erlassen wird 

 

BGBl II 599/2020 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend Sonderregelungen für Arzneimittel für die Dauer der Pandemie mit COVID-19 geändert wird 

 

BGBl III 221/2020 

Multilaterales Abkommen ADN/M 027 gemäß Unterabschnitt 1.5.1 ADN über Bescheinigungen über besondere Kenntnis-
se des ADN nach Unterabschnitt 8.2.2.8 ADN und Schulungsnachweise für Gefahrgutbeauftragte nach Unterabschnitt 1.8.3.7 
ADN 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 430 v 18.12.2020, 1 

Verordnung (EU) 2020/2131 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 über die Abschaffung 
von Zöllen auf bestimmte Waren 

 

ABl L 432 v 21.12.2020, 1 

Verordnung (EU) 2020/2170 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 über die Anwendung von 
Zollkontingenten der Union und anderen Einfuhrkontingenten 

 

ABl L 432 v 21.12.2020, 4 

Verordnung (EU) 2020/2171 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 zur Änderung des An-
hangs IIa der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates in Bezug auf die Erteilung einer allgemeinen Ausfuhrgenehmigung 
der Union für die Ausfuhr bestimmter Güter mit doppeltem Verwendungszweck aus der Union in das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland 

 

ABl L 432 v 21.12.2020, 7 

Verordnung (EU) 2020/2172 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 zur Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates zur Einführung besonderer Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete 

 

ABl L 433l v 22.12.2020, 1 

Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 über eine all-
gemeine Konditionalitätsregelung zum Schutz des Haushalts der Union 
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ABl L 433l v 22.12.2020, 11 

Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens 
für die Jahre 2021 bis 2027 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
25.11.2020, W IV 90/2020 ua 

Wr GemeindewahlO; Abweisung der Anfechtung der Entscheidung des VwG Wien gegen die vom Bf beantragte Streichung 
einer Person aus dem Wählerverzeichnis für eine Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahl in Wien wegen melderechtli-
cher Auskunftssperre; Möglichkeit der rechtmäßigen Eintragung in das Wählerverzeichnis für Personen mit Hauptwohnsitz in 
Wien trotz melderechtlicher Auskunftssperre; keine parteipolitische Befangenheit der – mit Vertretern der Wahlparteien zu be-
setzenden – Mitglieder der Wahlbehörde; Zulässigkeit der Beschränkung der Akteneinsicht auf Grund der Kürze der Ent-

scheidungsfrist 

 

25.11.2020, SV 1/2019 ua 

Amtssitzabkommen zw der Republik Ö und der OPEC; Zurückweisung von Anträgen auf Aufhebung einer Bestimmung 
des Amtssitzabkommens zwischen der Republik Österreich und der OPEC mangels Mitanfechtung der Bestimmungen betref-
fend die – ohne Einwilligung der OPEC fehlende – Möglichkeit der wirksamen Zustellung von Klagen und sonstigen 
Schriftstücken 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

Keine relevanten Entscheidungen im Berichtszeitraum. 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG Tir 01.12.2020, LVwG-2020/32/1055-8 

GewO; wird nur ein Eingriff in die Schutzinteressen der Kunden vorgeworfen, so kann nur die Missachtung der Anzeige-
pflicht vorgeworfen werden 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum 
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C. GERICHT 

 
Keine Urteile im Berichtszeitraum 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
22.12.2020, Beschwerde Nr 14305/17, Selahattin Demirtaş / Türkei (Nr 2) GK 

Verletzung von Art 10 EMRK (Meinungsfreiheit), Verletzung von Art 5 Abs 1 und Abs 3 EMRK (Recht auf Freiheit und Si-
cherheit), keine Verletzung von Art 5 Abs 4 EMRK (Recht auf schnelle Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Inhaftie-
rung), Verletzung von Art 3 1. ZPEMRK (Recht auf freie Wahlen), Verletzung von Art 18 EMRK (Begrenzung der 
Rechtseinschränkungen)  iVm Art 5 EMRK; Festnahme und Untersuchungshaft des Bf (Abgeordneter einer linken, pro-
kurdischen Partei); unzulässige Aufhebung der Immunität des Bf  und U-Haft wegen Terrorismusvorwürfen aufgrund politi-
scher Reden; missbräuchliche Anwendung des Verfassungsänderungsverfahrens gegen Opposition, kein ausreichender 
Schutz gegen Willkür; keine Prüfung, ob dem Bf parlamentarische Immunität für Aussagen zustand oder nicht, keine Abwä-
gung der konkurrierenden Interessen; kein begründeter Verdacht für Straftat und fehlende Angemessenheit der U-Haft 

 

22.12.2020, Beschwerde Nr 68273/14 ua, Gestur Jónsson u Ragnar Halldór Hall / Island  GK 

Anträge der Bf mit den Bestimmungen der Konvention unvereinbar (ratione materiae), unzulässige Beschwerden der Bf; 
Verurteilung von zwei Rechtsanwälten in Abwesenheit zu Geldstrafe wegen Missachtung des Gerichts (Nichterscheinen bei 
Anhörung des Angeklagten); Weigerung des innerstaatlichen Gerichts, die Bf von ihrer Rolle als Verteidiger zurückziehen zu 
lassen; Geltendmachung der Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) und Art 7 EMRK (keine Strafe oh-
ne Gesetz); keine Anwendbarkeit von Art 6 und 7 EMRK, da keine strafrechtliche Anklage iSv Art 6 EMRK und keine Stra-
fe iSv Art 7 EMRK; Verhalten konnte nicht mit Freiheitsstrafe geahndet werden, keine Möglichkeit der Umwandlung der 
Geldstrafe in Freiheitsstrafe und keine Eintragung ins Strafregister; Maßnahmen ähneln eher der Ausübung von Disziplinarbe-
fugnissen als der Verhängung einer Strafe 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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